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Als Teil der internationalen
Friedensbewegung arbeitet der öster-
reichische Versöhnungsbund aktiv gewaltfrei
für einen gerechten und nachhaltigen Frieden.

I n h a l t Liebe Leserinnen und Leser!

Unsere Partner_innen von FOR Peace Presence (peace
presence.org) starteten bereits vor Wochen die Kampag-
ne „Anhelando la Paz - Longing for Peace”, die darauf
hinweisen soll, dass Frieden mehr sein muss als ein
Stück Papier. Und dass der kolumbianische Friedensver-
trag nur ein Sprungbrett, aber nicht das Ende des Rin-
gens um ein friedliches Zusammenleben in einem
kriegs- und krisengebeutelten Land sein kann.
Es ist dieses Bestreben weiterhin Engagement zu zeigen
und Unrecht zu thematisieren, das uns nach dem - sehr
überraschenden - ,No’ zum (von der Regierung und den
FARC lange verhandelten) Abkommen Hoffnung gibt.
Natürlich braucht es einen Friedensvertrag, und es ist
von großer Bedeutung, dass die Parteien zurück an den
Verhandlungstisch gehen. Aber der Frieden in Kolum-
bien speist sich auch aus anderen Quellen, wie etwa
einer Aufarbeitung des Geschehenen („Verwicklungen
der Kirche in die Gewalt in Kolumbien”, S. 10) und den
Menschen, die sich über das Abkommen hinaus dafür
einsetzen („Kolumbien: Die Hoffnung auf Frieden
bleibt!”, S. 8). Das ,No’ zum Friedensabkommen ist kein
Ja zu bewaffnetem Krieg. Auch wir wollen uns hüten ein
solches JA auszusprechen und für die aktuellen Entwick-
lungen in Europa („Militarisierung der EU”, S. 3)
Bewusstsein schaffen.
Es braucht andere, gewaltfreie Strategien um den
,Nöten der Zeit, in der wir leben’ zu begegnen und die
Grundsteine für ein gutes Miteinander zu legen. Im Arti-
kel über die Bahá’í (S. 16), denen wir uns diesmal in
unserer Reihe „Religion und Gewaltfreiheit” widmen,
wird darum ihr Prinzip der „Einheit aller Menschen” und
dessen Anwendung auf die Religionen vorgestellt.
Unser besonderer Dank gilt Hildegard Goss-Mayr, die
für das Spinnrad ihre Predigt zum Weltfriedenstag zur
Verfügung stellt (S. 14), und einer Freundin des Versöh-
nungsbundes, die mit uns ihre persönlichen Erfahrun-
gen zu den Ereignissen des 15. Juli 2016 in der Türkei
teilt (S.5).
Wir wünschen euch eine spannende Lektüre und freuen
uns, wenn ihr das „Spinnrad” euren Bekannten und Ver-
wandten weiterempfehlt!

Lucia Hämmerle
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„Ein Europa, das beschützt,
ist ein Europa, das sich
und uns verteidigt – zu

Hause und nach außen.“ So sprach
Jean Claude Juncker in seiner
Rede zur Lage der Union am 14.
September 2016, und es ist zu
erwarten, dass er es ernst meint.
Neu sind seine Vorstöße zum Aus-
bau der Europäischen Sicherheits-
und Verteidigungspolitik (ESVP)
nicht, aber sie scheinen im Moment
auf fruchtbaren Boden zu fallen.

EU-Militarisierung?

Spielen in der neuen „Globalen
Strategie der EU“ (veröffentlicht im
Juni 2016 von Federica Mogherini)
neben der Sicherheit zumindest
auch noch Werte und Grundsätze
wie „den Frieden fördern, den
Wohlstand mehren, Demokratie
unterstützen oder Partnerschaften
schließen“ eine gleichberechtigte
Rolle, so hat sich die Diskussion
seither fast ausschließlich auf den
Sicherheitsaspekt eingeengt. Den
Anfang machte ein deutsch-franzö-
sischer Vorschlag (Von der
Leyen/Le Drian-Papier) zum infor-
mellen Gipfel in Bratislava, in dem
die Forderung nach einer „strategi-
schen Autonomie“ der Union in den
Mittelpunkt gestellt wird, die mög-
lichst rasch durch konkrete Schritte
eingeleitet werden müsse. Genannt
werden darin u.a. der Aufbau eines
ständigen zivil-militärischen Haupt-
quartiers für EU-Missionen und EU-
Operationen, ein gemeinsames
Sanitäts- und Logistikkommando
und eine europäische Grundlagen-
ausbildung für Streitkräfte und
deren Offiziere, sowie Vorschläge
zur gemeinsamen Finanzierung
von EU-Interventionen und die
Stärkung der Rüstungsindustrie.

Schon die Globalstrategie stellt
fest: „Das gesamte Spektrum der
Verteidigungsfähigkeiten ist erfor-
derlich, um auf externe Krisen zu
reagieren, die Kapazitäten unserer
Partner aufzubauen und die
Sicherheit Europas zu gewährleis-
ten.“ Noch wesentlich martiali-
scher klingt das in der Junckers-
Rede: „Europa muss mehr Härte
zeigen. Dies gilt vor allem in unse-
rer Verteidigungspolitik. (U) Wir
müssen die Verantwortung dafür
übernehmen, unsere Interessen
und die europäische Art zu leben
zu verteidigen.“ An Vorschlägen
dafür nennt er ebenfalls ein ge-
meinsames Hauptquartier, gemein-
same militärische Mittel („selbst-
verständlich in uneingeschränkter
Komplementarität mit der NATO“),
einen Europäischen Verteidigungs-
fonds für eine innovative Rüstungs-
politik und den Ausbau einer stän-
digen strukturierten Zusammenar-
beit (die von einem Kern vorpre-
schender Staaten angeführt wer-
den kann, wobei zögerliche EU-
Mitglieder kein Vetorecht haben
sollen). Von hier ist es dann auch
nicht mehr weit zu einer EU-Armee,
die auch von österreichischen EU-
Parlamentarier_innen durchaus be-
grüßt wurde (z.B. Othmar Karas in

der Wiener Zeitung vom 12.9.
2016). Und dass auf einem Neben-
geleise demnächst die Finanzie-
rung von Rüstungsforschung durch
EU-Steuergelder und die Anre-
chenbarkeit von bestimmten Mili-
tärausgaben als Entwicklungshilfe
beschlossen werden sollen, ist nur
noch das Tüpfelchen auf dem I.

Und was macht Österreich?

Offiziell ist Österreich noch „immer-
während neutral“ trotz EU-Mitglied-
schaft, und deshalb stoßen diverse
gesamteuropäische Militarisie-
rungsvorschläge hier auch immer
wieder an ihre Grenzen – auch
wenn Verteidigungsminister Dosko-
zil mit seinem Versuch der Neuin-
terpretation als „interessengeleitete
Neutralität“ versucht, die Nicht-Teil-
nahme an Kriegen und Militärbünd-
nissen geschickt zu umschiffen.
Allerdings hat sich das Thema
„Sicherheit“ und die damit einher-
gehende Sichtweise, dass alle Her-
ausforderungen und Probleme in
erster Linie durch die Sicherheits-
brille zu betrachten sind, in unse-
rem Land aus anderen Gründen
fast komplett durchgesetzt: die
„Flüchtlingskrise“ und der „Terro-
rismus“ haben in den vergangenen
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Militarisierung der EU
von Pete Hämmerle

Plakat „Sicherheit” vom Josefstädter Straßenfest (16.9.2016)



Monaten dafür gesorgt, dass vor
kurzem noch undenkbare Schritte
der Aufrüstung und der inneren und
äußeren Militarisierung Österreichs
gesetzt werden konnten. Assistiert
vom Innen- und vom Integrations-
minister (die mit Bundes- und Vize-
kanzler, Verteidigungs- und Finanz-
minister auch das neu geschaffene
„Sicherheitskabinett“ bilden sollen),
wurden das Budget und die Aufga-
benbereiche des Bundesheeres
massiv aufgestockt, der „Notstand
verordnet“, der nationale Son-
derweg Österreichs bei der
Flüchtlingsabwehr festgeschrieben
(Schließung der Balkanroute, Wie-
dereinführung der Grenzkontrollen
etc.) und die Sicherheitsforderun-
gen der FPÖ über-erfüllt. Bundes-
heer und Nachrichtendienste über-
nehmen zunehmend Aufgaben im
Bereich der inneren Sicherheit,
österreichische Soldat_innen wer-
den zum Schutz der Außengrenzen
nach Ungarn und Bulgarien sowie
zur Aufbringung von Schlepperboo-
ten ins Mittelmeer geschickt, die
Vermischung von polizeilichen und
militärischen Kompetenzen schrei-
tet voran, Alternativen sind weit und
breit nicht in Diskussion.

Während Viktor Orbán noch vor
einem Jahr als Gefährdung für die
europäischen Werte betrachtet und
bezeichnet wurde, gibt es mittler-
weile nicht nur Verständnis, son-
dern sogar deutliches Wohlwollen
seitens österreichischer Politiker-
_innen für seinen harten Kurs. Vie-
le Entwicklungen in den meisten
EU-Staaten und darüber hinaus
zeigen eine Stärkung von Rechts-
Populismus und –Extremismus,
und weder Österreich noch die EU
sind dagegen gefeit. Solange die
Antworten darauf nur darin beste-
hen, vorauseilend Maßnahmen zu
setzen, die zu mehr Überwachung,
Einschränkungen der Menschen-
rechte, Fernhalten der Flüchtlings-
ströme etc. führen, wird sich dieser
Trend nicht umkehren lassen. Und

solange weiterhin kritiklos ein
System propagiert wird, das Frei-
handel zugunsten großer Konzer-
ne, Waffenhandel für einige wenige
Profiteure, Wachstum für unsere
Wirtschaft und uneingeschränkten
Ressourcenverbrauch für uns alle
als Grundlage hat, werden weder
tatsächliche Fluchtursachen be-
kämpft noch gar ein nachhaltiger

Friede gefördert. Die Uneinigkeit
der Nationalstaaten innerhalb der
EU wird vielleicht dafür sorgen,
dass viele ambitionierte Pläne (wie-
der einmal) nicht umgesetzt wer-
den – eine Trendumkehr oder
einen Paradigmenwechsel von
einer Sicherheitslogik zu einer tat-
sächlichen Friedenslogik bedeutet
das aber leider noch lange nicht! 
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Der Journalist und der Minister
J: Herr Minister, welche Not wollen Sie der Bevölkerung verordnen?

M: Nein, WIR haben die Not, oder stehen kurz davor, vor der großen Not,
das muss allen endlich klar werden! 

J: Die große Not, in der sich die Regierung befindet, dürfte ja in letzter Zeit
der Bevölkerung ziemlich klar geworden sein; warum bedarf es dafür jetzt
einer Verordnung?

M: Sie missverstehen mich schon wieder! Die Notverordnung ist eine
Reaktion, oder besser, eine vorbeugende Maßnahme für die sich ständig
zuspitzende Lage! Wir müssen darauf reagieren!

J: Reagieren? Worauf? Auf die Forderungen der immer stärker werden-
den Opposition? Mit deren Zuwächsen an Wählern und Sympathisanten
haben Sie allerdings ihre liebe Not!

M: Das ist es ja, da zeigt sich ja die Not, da deren Forderungen mehr und
mehr Akzeptanz finden, also populärer werden. 

J: Wenn ich das jetzt richtig verstehe, dient die vorgesehene und vehe-
ment forcierte Notverordnung vor allem zum Schutz der in Not geratenen
Regierung?

M: Nein, nein und nochmals nein! Sehen Sie denn nicht, wie die Krimina-
lität steigt?

J: Ja, überproportional bei den Inländern[

M: Und der überlastete, vor dem Zusammenbruch stehende Arbeits-
markt?

J: Wobei die meisten Flüchtlinge gar nicht arbeiten dürfen[

M: Und die überforderten Schulen, die sozialen Kosten etc., irgendwann
muss doch endlich Schluss sein!

J: Vielleicht auch mit dieser Regierung?

M: Also ich nehme meine Verantwortung weiterhin wahr!

J: Indem Sie der Opposition mehr und mehr nachgeben?

M: Ja sollen wir vielleicht eigene Konzepte entwickeln, wir haben eh schon
genug zu tun, mit all den Unzukömmlichkeiten.

J: Alternativen soll’s ja geben, fragen Sie einmal den Versöhnungsbund!

Dramolette von Herbert Peherstorfer, aufgeführt am Josefstädter Straßen-
fest am 16. September 2016



Es ist fast Mitternacht an die-
sem 15. Juli 2016 und
gemeinsam sitzen wir vor

dem heimischen Fernseher. Keiner
atmet, alle schauen gebannt auf
den flackernden Bildschirm.
„Schau dir das an. Es wird gerade
Geschichte geschrieben", höre ich
eine tiefe, vertraute Stimme neben
mir murmeln. Skeptisch ziehe ich
eine Augenbraue hoch und versu-
che mir meine innere Unruhe nicht
anmerken zu lassen. „Natürlich ist
ein Putsch nicht der richtige Weg,
aber anders werden wir diese
Parasiten nicht mehr los", fährt er
zufrieden fort. Ich nicke stumm. 

Dreizehn Stunden später finde ich
mich in der Abflughalle am Gate
nach Istanbul wieder. Der schon
seit Wochen geplante Familienur-
laub mit der Verwandtschaft im
gemeinsamen Ferienhaus hätte an
keinem unpassenderen Wochen-
ende beginnen können. Bilder von
brennenden Autos, der Explosion
beim türkischen Parlament, der
blockierten Brücke am Bosporus
oder dem militärisch besetzten
Istanbuler Flughafen Atatürk irren
immer noch durch meine Gedan-
ken. Ich blicke mich um und bemer-
ke schnell, dass sich auch andere
Passagiere um mich herum mit
denselben Fragen zu beschäftigen
scheinen, die mich die ganze Nacht
schlaflos gehalten haben. Was ist
da gestern Nacht in der Türkei pas-
siert? Wurde Erdogan jetzt ge-
stürzt? War das ein Putsch des
Militärs? Was passiert wohl jetzt
gerade in der Türkei? Die Genera-
tion, die noch die beiden großen
anderen Militärputsche mitbekom-
men hat, stellt sich dieselben Fra-
gen. Dies war nämlich nicht das
erste Mal, dass das Militär in staat-
liche Angelegenheiten interveniert
hat. Ich logge mich ins Internet ein
und suche nach detaillierteren
Informationen.

Mai, 1960. Der Regierung von
Adnan Menderes und seiner
Demokratischen Partei (DP) wird
vorgeworfen, die säkularen Prinzi-
pien nicht einzuhalten und die Reli-
gion immer stärker in den Vorder-
grund zu stellen. Die Änderung des
Gebetsrufs von Türkisch auf Ara-
bisch oder die Gründung von
Imam- Hatip Okullari (Imam- und
Predigerschulen) waren nur einzel-
ne Aspekte der zunehmenden Isla-
misierung des Staates. Das Militär
stuft die Politik von Präsident Men-
deres als nicht kompatibel mit den
republikanischen Werten von Ata-
türk ein und stürzt die Regierung.
Es kommt zu mehreren Dutzend
Festnahmen und gemeinsam mit
zwei anderen führenden Regie-
rungsmitgliedern wird Menderes
gehängt. Gehängt. Ich schlucke.
So sehr ich Erdogan und seine
Minister nicht leiden kann, wird mir
übel bei dem Gedanken, dass auch
ihnen so etwas bevorstehen könn-
te. Aber so undemokratisch die
Verhältnisse momentan auch sein
mögen, die Todesstrafe wieder ein-
zuführen stünde ja niemals ernst-
haft zur Debatte. Da bin ich mir
sicher. Ich atme auf und scrolle
weiter runter, nur um einen weite-
ren Artikel über den nächstgröße-
ren Putsch zu finden. 

September, 1980. Die Türkei war
tief gespalten. Zwischen Studieren-
den, Gewerkschaften, Politiker-
_innen, Nachbar_innen und Fami-
lien zog sich ein Graben politischer
Uneinigkeit, denn plötzlich drehte
sich alles nur noch darum, ob
jemand solcu (Linke/r) oder sagci
(Rechte/r) war. Als Resultat der
politischen Unruhen im Land und
um das „Ausbrechen eines Bürger-
krieges zu verhindern" greift das
Militär erneut ein und verhängt das
Kriegsrecht. Das Parlament wird

aufgelöst und alle politischen Par-
teien, Gewerkschaften und Stiftun-
gen werden verboten. Es kommt zu
650.000 Festnahmen, 171 Men-
schen, die an Folter sterben, 50
Erhängten, mehreren hunderttau-
send Gerichtsverfahren und über
eineinhalb Millionen polizeiliche
Registrierungen. Dabei schien es
offiziell keine große Rolle zu spie-
len, welche politische Gesinnung
die jeweiligen Menschen hatten.
Nichtsdestotrotz fällt auf, dass die
Zahl der inhaftierten und ermorde-
ten solcu deutlich höher ist als die
der anderen Seite. Die Liste der
Bilanz des Putsches ist lang - und
gerade als ein Mitarbeiter der Flug-
gesellschaft verkündet, dass das
Boarding beginnt, sticht mir ein
Satz ins Auge. 3.854 Lehrerinnen
und Lehrer, 120 Universitätsdo-
zent_innen und 47 Richter_innen
wurden entlassen. Lehrer_innen,
Dozent_innen und Richter_innen?
Berufe, die dafür bekannt sind,
als Basis eines demokratischen
Rechtsstaats zu dienen. Bildung ist
Demokratie. Aber wieso entzieht
man dann als Staat einer offen-
sichtlich instabilen Gesellschaft
zusätzlich diese Grundlage? Stirn-
runzelnd suche ich mein Flugticket
und stelle mich hinter den anderen
Fluggästen an. 

Über den Wolken versuche ich dem
Ganzen einen Sinn zu geben. Drei
Dingen war ich mir nun zweifelslos
sicher. Erstens, das Millitär hat eine
ungeheure Macht und weiß sie zu
nutzen. Zweitens schien jeder ver-
gangene Putsch bis ins Detail
geplant, denn es gab kein Entkom-
men, keine Diskussionen, keine
Gnade - vor allem nicht für Regie-
rungsführer_innen, die das Militär
nicht gutheißt. Und drittens unter-
scheidet sich der gestrige Putsch
fundamental von denen der Ver-
gangenheit. 
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Das war doch kein Putsch... oder doch?
von einer Freundin des Internationalen Versöhnungsbundes
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Abends im Ferienhaus angekom-
men, wird der Putsch von vielen
Verwandten und Bekannten belä-
chelt und lässig abgewunken.
„Ach, das war doch kein Putsch!"
oder „Dieser armselige Versuch
wird jetzt die Macht von unserem
demokratisch gewählten Sultan nur
noch stärken", höre ich einige ver-
ächtliche Kommentare. Am näch-
sten Tag berichten fast alle türki-
schen Sender von dutzenden Fest-
nahmen von Soldaten und Generä-
len; Bilder von vermeintlichen Put-
schist_innen, die in herunterge-
kommenem Zustand in Haft sitzen,
dominieren die Nachrichten. Die
AKP verkündet, dass der radikale
Prediger Fetullah Gülen hinter dem
Versuch stecke, die Regierung zu
stürzen, um selber an die Macht zu
kommen und aus der Türkei einen
zweiten Iran zu machen.  

Das macht aber keinen Sinn, den-
ke ich mir, das Militär hat bisher
doch immer nur geputscht, wenn
es die Säkularisierung bedroht sah.
Zuletzt 1997, welcher als unblutiger
Coup gilt, da die Forderungen des
Militärs (Verminderung der Zahl
von Imam- Hatip Okullari, Ver-

schärfung des Kopftuchverbots und
die Übergabe des Koranunterrichts
an das Bildungsministerium) von
der damaligen Regierung akzep-
tiert wurden. Wie kann es dann
sein, dass das Militär mit all seinen
alteingesessenen Generälen der
kemalistischen Ideologie innerhalb
von zwanzig Jahren im Kern trans-
formiert und zum fundamentalisti-
schen Islam gewechselt ist, wel-
cher von Gülen angepriesen wird?
Dasselbe Militär, das bekannt dafür
ist, seit knapp hundert Jahren für
die Trennung von Staat und Reli-
gion einzustehen? 

Im Laufe des Tages werden knapp
dreitausend Richter_innen und
Staatsanwält_innen abgesetzt und
Verfahren eingeleitet. Die Ver-
schwörungstheorien sprühen Fun-
ken, Erdogan selber stecke hinter
dem Putsch, sagt man auf dem
wohl nur noch einzigen regierungs-
kritischen Kanal des türkischen
Fernsehens. Es folgt  die Festnah-
me von bekannten Journalist-
_innen, Künstler_innen und Schrift-
steller_innen. Zeitgleich sieht man
im Fernsehen totgeprügelte Gene-
räle und eine Menschenmenge, die

sich mit Türkeiflaggen auf zentralen
Plätzen versammelt. Junge Leute,
die für die Putschist_innen lauthals
die Todesstrafe einfordern. Die
Todesstrafe. Mir wird schwarz vor
Augen - das Volk will die Wieder-
einführung dieser irrationalen und
menschenverachtenden Vergel-
tungsmethode? Mir wird bewusst,
dass ich die Situation bisher völlig
falsch eingeschätzt habe. Denn
Erdogan - volksnah wie er ist -
erklärt, dass die Türkei eine Demo-
kratie sei und da in einer Demokra-
tie bekanntlich das Volk alles ent-
scheide, werde nun über die
Wiedereinführung der Todesstrafe
diskutiert. Verständlich - so macht
man das eben in einer Demokratie.
All die Dinge, die ich zuvor über die
vergangenen Putsche 1960 und
1980 gelesen hatte, passierten nun
als Folge des gescheiterten Militär-
putsches ausgehend von der
Regierung gemeinsam mit dem
Volk. War das etwa erst der wahre
„Putsch”?

Am darauffolgenden Morgen er-
reicht uns eine E-Mail von Premier-
minister Binali Yildirim höchstper-
sönlich, in der er für alle Angestell-
ten aus dem öffentlichen Dienst
eine sofortige Urlaubssperre ver-
hängt und sie umgehend zurück an
den Arbeitsplatz ruft. Es gilt ein all-
gemeines Ausreiseverbot. Dies
betrifft dann viele aus meiner Fami-
lie und der Urlaub, kaum, dass er
begonnen hat, findet sein Ende.
Zuerst wird verständnislos, dann
enttäuscht und schließlich trotzig
reagiert. „Also ich gehe nicht", kün-
digt meine Tante an. „Ihr seid extra
aus Deutschland gekommen und
wir sehen uns nur einmal im Jahr -
das lassen wir uns jetzt nicht
kaputtmachen." Alle anderen ni-
cken zustimmend, doch keiner
schaut sich gegenseitig in die
Augen. Denn niemand möchte das
in den Augen der anderen sehen,
was er oder sie selber mit Mühe zu
vertuschen versucht. Zweifel. Be-
klommenheit. Sorge. An diesem
Abend werden Anrufe getätigt und
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„Sei gegen den Putsch, schütze die Demokratie!”

Bereits zwei Tage nach dem Putsch zieren diese Plakate türkische Groß-
städte und Vororte.

Bild von Pivox auf commons.wikimedia.org Lizenz (CC BY-SA 4.0)



Arbeitskolleg_innen konsultiert.
Man kann genau spüren wie sich
die Paranoia langsam und giftig
verbreitet. Was passiert, wenn ich
morgen nicht bei der Arbeit erschei-
ne? Ich, der/die sowieso schon
immer die linke Sözcü- Zeitung liest
und als regierungskritisch unter
Kolleg_innen bekannt ist? Vertraue
ich ihnen genug, um sicher zu sein,
dass ich nicht entlassen werde,
wenn ich mich der Forderung des
Premiers widersetze? Ist es für die-
se Sorgen für manche nicht sowie-

so schon zu spät? Keiner kann die-
se Fragen beantworten. Aber am
nächsten Morgen finde ich das
Ferienhaus halb verlassen vor. Ein
Zettel liegt auf dem Esstisch.

„Wir wollten euch nicht wecken, um
eine traurige Abschiedsszene zu
vermeiden. Aber wahrscheinlich
sind wir heute Abend schon wieder
zurück und es war alles eine Über-
reaktion."

Lächelnd und das ungute Gefühl in
meiner Magengegend ignorierend

setze ich Tee auf und schalte im
Vorbeigehen den Fernseher an.
Während ich den Honig suche,
höre ich im Hintergrund: „...Gülen-
Anhänger verurteilt. Zudem wurden
537 weitere Staatsanwält_innen
und 2371 Lehrer_innen heute Mor-
gen entlassen. Die Regierung geht
davon aus, dass eine starke Ver-
bindung zu Gülen besteht." 

Ich rühre meinen Tee um, schaue
aus dem Fenster und frage mich,
wo meine Tante, Gymnasiallehre-
rin, wohl gerade ist.
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AKTIV SEIN IM VERSÖHNUNGSBUND!
Jedes Engagement zählt - wir freuen uns, wenn du unsere Arbeit 

für Frieden und Gewaltfreiheit unterstützen willst!

• MITGLIED WERDEN! – Als Mitglied beim Internationalen Versöhnungsbund österreichischer Zweig setzt du ein
Zeichen für die Gewaltfreiheit. Du bekommst am Anfang des Jahres unseren Jahresbericht und vierteljährlich
unsere Zeitschrift „Spinnrad" zugesandt. Außerdem halten wir dich durch unseren monatlichen Email-Newsletter
sowie durch Veranstaltungstipps auf dem Laufenden, damit du immer weißt, was bei uns im Moment los ist
(Mitgliedsbeitrag €45, ermäßigt €30 pro Jahr).

- Bist du noch kein Mitglied? Unter http://www.versoehnungsbund.at/mitglied-werden/ kannst du das ändern!

- Du bist bereits Mitglied? Vielleicht kennst du ja Menschen, die ebenfalls an Gewaltfreiheit interessiert sind und
beim VB Mitglied werden oder das „Spinnrad" abonnieren wollen!

• SPENDEN! - Eine Spende ermöglicht unsere Arbeit für Frieden, Gerechtigkeit und Menschenrechte! Als unab-
hängiger Verein wird die Arbeit des Versöhnungsbundes zum größten Teil durch Beiträge und Spenden unserer
Mitglieder, Förderer und Förderinnen finanziert, dabei zählt jeder Beitrag (Kontoinformationen können dem beilie-
genden Zahlschein entnommen werden)!

• Möglichkeiten zur freiwilligen MITARBEIT! - Wir freuen uns immer über Menschen, die sich mit ihren Interes-
sen und Fähigkeiten bei uns einbringen wollen. In folgenden Bereichen würden wir uns derzeit über helfende Hän-
de freuen – auch wenn die Mitarbeit nur gelegentlich stattfindet:

- Spinnrad: Die Möglichkeiten sich bei der 4x im Jahr erscheinenden Zeitschrift einzubringen sind vielseitig: Ver-
sandtätigkeit im Büro, Verfassen von Artikeln, Redaktion und Lektorat. Melde dich einfach bei uns!

- Aktiv-Gruppe: Einmal im Monat (immer am letzten Montag) findet ein Jour Fixe im Versöhnungsbund-Büro statt,
bei dem direkte gewaltfreie Aktionen geplant werden. Interessierte können sich unter www.versoehnungsbund.
at/aktiv-gruppe/ eintragen!

- Mitarbeit in den Arbeitsgruppen zu unseren Programmen: Unsere neu beschlossenen Programme findet ihr
in unserem neuen Leitbild unter http://www.versoehnungsbund.at/leitbild/. Nähere Auskünfte dazu geben wir ger-
ne auf Anfrage!

Bei Interesse bitten wir um Kontaktaufnahme unter   E-mail: office@versoehnungsbund.at

Tel.: 01 - 408 5332



Nach Jahrzehnten kriegeri-
scher Auseinandersetzun-
gen zwischen linksgerichte-

ten Guerillagruppen und der kolum-
bianischen Regierung ist sich die
Mehrheit der kolumbianischen Be-
völkerung einig, dass ein Niederle-
gen der Waffen ein erster, wichtiger
Schritt ist, um Frieden im Land zu
schaffen. Doch das Referendum
am 2. Oktober 2016 hat gezeigt,
dass das Land in der Frage zur
Gestaltung eines nachhaltigen
Friedens tief gespalten ist. Mit
knapp 60.000 Stimmen  Vorsprung
siegte das ‚Nein‘ zum Friedensver-
trag, der am 26. September in einer
feierlichen Zeremonie in Cartagena
unterzeichnet worden war. Dem
Friedensvertrag waren vier Jahre
zäher Verhandlungen vorausge-
gangen. Die Hoffnung der kolumbi-
anischen Bevölkerung, endlich
soziale Gerechtigkeit und eine alle
einschließende Politik zu schaffen
war groß, da in der Vergangenheit
bereits mehrere Friedensverhand-
lungen gescheitert waren. 

Nach der systematischen Ermor-
dung von Kongressabgeordneten
der neu gegründeten Unión Patrio-
tica in den 80er Jahren gab es bis
dato keine Partei, die die Stimme
der armen Landbevölkerung vertre-

ten hat. Die Unión Patriotica wurde
durch die linksgerichtete Guerrilla-
gruppierung Fuerzas Armadas
Revolucionarios de Colombia -
Ejército del Pueblo (FARC-EP) und
die kommunistische Partei im Rah-
men der Friedensgespräche zwi-
schen der damaligen Regierung
Betancourt und der FARC-EP ge-
gründet. Der aktuelle Friedensver-
trag hätte die Demobilisierung der
FARC-EP Kämpfer_innen und ihre
Reintegration in die Zivilgesell-
schaft sowie die Etablierung der
bislang bewaffneten Gruppierung
als politische Partei vorgesehen. 

Doch die verschiedenen Interessen
im Land sind komplex. Der Plan der
Regierung, die Umsetzung des
Friedensvertrages durch vermehrte
Förderung und den Export von
natürlichen Ressourcen zu finan-
zieren, und damit Entwicklung und
Wohlstand zu ermöglichen, ist
nicht nachhaltig im Sinne einer
inkludierenden, über die verschie-
denen Schichten der Bevölkerung
hinwegreichenden Politik. 

„Das Problem ist, dass die kolum-
bianische Regierung die Rechte
der Bevölkerung nicht beachtet.
Frieden wird daher nicht einfach
dadurch kommen, dass sich eine

bewaffnete Gruppe demobilisiert“,
sagt ein Mitglied einer der vier indi-
genen Gemeinden der Wounaan
(https://vimeo.com/170283380),
die entlang der Flüsse San Juan
und Calima im Valle de Cauca und
in Chocó von Fischerei, Landwirt-
schaft und der Jagd leben. In der
Vergangenheit hatte die Kontrolle
über das dortige Gebiet die FARC-
EP inne gehabt, heute versuchen
rechtsgerichtete paramilitärische
Gruppierungen dieses für den lega-
len und illegalen Handel strate-
gisch wichtige Gebiet für sich zu
gewinnen. Die FARC-EP ließ die
zweite noch bestehende Guerilla-
gruppe Ejército de Liberación
Nacional (ELN) in ihr Gebiet einrü-
cken, um dort den Paramilitärs ent-
gegenzutreten. Heute sehen sich
die Wounaan immer noch zwischen
bewaffneten Auseindersetzungen,
unter anderem auch Bombardie-
rungen durch das Militär gegen die
bewaffneten Gruppen, gefangen.

Sie fragen sich, von welchem Frie-
den die Regierung spricht, wäh-
rend um sie herum immer noch
Konflikt herrscht. „Wenn wir uns
unseren Lebensunterhalt leisten
könnten, sowie die Schule und den
Arzt, dann würden wir tatsächlich
von einem sozialen und gerech-
ten Frieden sprechen“, so die
Wounaan. Um Leben, Natur und ihr
Territorium zu schützen, haben sie
eine humanitäre Zone eingerichtet,
wo die Präsenz bewaffneter Grup-
pierungen nicht erlaubt ist. Wäh-
rend für die Regierung von Juan
Manuel Santos der Friedensvertrag
eine politisch und wirtschaftlich
strategische Bedeutung hat, formu-
lieren indigene, afrokolumbianische
und bäuerliche Gemeinden in den
verschiedenen Regionen des Lan-
des ihr eigenes Verständnis davon,
was Frieden in den ländlichen
Gebieten bedeutet, die lange Zeit
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Kolumbien: Die Hoffnung auf Frieden bleibt!
von Laetitia Sengseis

Laetitia Sengseis (links) war bis Ende August 2016 als Freiwillige für den
Internationalen Versöhnungsbund auf Einsatz in Kolumbien.



vom Staat vernachlässigt wurden.

Auch bäuerliche Gemeinden wie
die Comunidad de Paz in San José
de Apartadó hatten Sorge, dass sie
durch die bevorstehende Demobili-
sierung der Guerillakämpfer_innen
einem Machtvakuum ausgesetzt
sein würden, das in weiten Teilen
durch paramilitärische Gruppen
gefüllt werden könnte. In den letz-
ten Wochen vor der Unterzeich-
nung des Friedensvertrages wurde
diese Ahnung bereits Wirklichkeit,
nachdem Paramilitärs Angst und
Schrecken in verschiedenen Dör-
fern in und um die Friedensgemein-
de verbreitet hatten. Mit dem
Abschluss des Friedensvertrages
war auch der Vorstoß von interna-
tionalen Investoren in ländliche
Regionen befürchtet worden, der
die Förderung von Ressourcen wie
Öl und Kohle und für Campesi-
nos/Campesinas die Vertreibung
von ihrem Land bedeutet. Wie Glo-
ria Cuartas, ehemalige Bürgermei-
sterin von Apartadó, in ihrer wis-
senschaftlichen Arbeit als Geogra-
fin betonte, wurden bereits Konzes-
sionen im Raum San José de Apar-
tadó vergeben. Als mutige Politike-
rin, die die Friedensgemeinde seit
ihrer Gründung begleitet, zeigte sie
auch immer wieder den Zusam-
menhang zwischen verübten Mas-
sakern und Investitionsprojekten,
die während der vergangenen 20
Jahre in Urabá realisiert wurden,
auf. 

Auch wenn der Friedensprozess in
mancherlei Hinsicht inkludierend
gestaltet wurde, bleiben die Stim-
men vieler Gemeinden und der
Zivilbevölkerung ungehört. Die
lokale Bevölkerung und politische
Repräsentant_innen wurden nicht
von Anfang an systematisch in die
Verhandlungen über einen Vertrag
einbezogen, dessen Konsequen-
zen vor allem dort zum Tragen
gekommen wären. Und doch hat
sich die Bevölkerung in den Regio-
nen, die vom Konflikt am meisten
betroffen waren, für das ‚Ja‘ zum

Friedensvertrag ausgesprochen.
Aber das rechte Lager in der politi-
schen Landschaft Kolumbiens
machte mobil. Die Partei des ehe-
maligen Präsidenten Uribe schaffte
es erfolgreich, die Bevölkerung zu
mobilisieren und gegen den Frie-
densvertrag zu stimmen. Uribe, der
während seiner Amtszeit für das
harte Durchgreifen gegen die Gue-
rilla bekannt wurde, waren die vor-
gesehenen Strafen für ehemalige
Guerilla-Kämpfer_innen zu milde
gewesen. 

Sowohl die Regierung Kolumbiens
als auch die FARC-EP bleiben bei

ihrem Versprechen, den Waffen-
stillstand aufrecht zu erhalten. Um
den Friedensvertrag zu retten wer-
den Diplomat_innen nach Havanna
reisen. Doch die Frage nach einem
nachhaltigen Frieden geht tiefer
und muss über die politischen Ver-
handlungen hinausgehen. Am
Land, dort, wo der Krieg am mei-
sten gewütet hat, werden Investitio-
nen notwendig sein, die es den
Menschen erlauben, ein würdiges
Leben zu führen und ihre Rechte
zu reklamieren. Es bleibt noch viel
zu tun, selbst wenn der Friedens-
vertrag umgesetzt werden sollte.  
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LONGING FOR PEACE CAMPAIGN

Anlässlich des Friedensabkommens in Kolumbien hat FOR Peace Pre-
sence eine Kampagne gestartet, die versucht die Perspektiven von indi-
genen, afro-kolumbianischen und bäuerlichen Gemeinden Kolumbiens ins
Licht zu rücken und auf die unterschiedlichen Sichtweisen des Friedens
aufmerksam zu machen. Die indigenen Wounaan zum Beispiel sprechen
vor allem von der weiterhin starken Präsenz der Paramilitärs, die einen
nachhaltigen Frieden unmöglich macht. Andere Partnerorganisationen fin-
den sich in einer ähnlichen Situation wieder.

Mehr Informationen zur Kampagne:  
https://peacepresence.org/longing-for-peace-anhelando-la-paz/

„Frieden bedeutet Nahrungsmittelsouveränität 
und das Erreichen von Gerechtigkeit.”



Im April 2014 erschien ein inter-
essantes Dokument, herausge-
geben von CONPAZ(1) und

unterstützt von der zwischenkirch-
lichen Kommission Justitia und
Pax. Dieses Dokument wurde auf
Vorschlag der Wahrheitskommis-
sion veröffentlicht, die sich an den
kolumbianischen Präsidenten Juan
Manuel Santos, an die kolumbiani-
sche Gesellschaft im Allgemeinen
sowie an die Kämpfer der FARC(2),
der ELN(3) und der EPL(4) richtete.

Im Abschnitt „Recht auf Wahrheit“
wird die Notwendigkeit begründet,
die Verantwortung der Militärdok-
trin, der Akteur_innen, der Geg-
ner_innen, der politischen Parteien,
der Unternehmer_innen, der Me-
dien und der kirchlichen Institutio-
nen als moralische Einrichtungen
für jene Probleme aufzuzeigen, die
der Gesellschaft Schaden zufüg-
ten. Zudem wird der Aufruf von
Papst Johannes Paul II. anlässlich
des 500. Jahrestages der Koloni-
sierung des Kontinents in Erinne-
rung gerufen, aus Eigeninitiative

um Verzeihung zu bitten für die Ver-
wicklung der römischen Kirche und
„einiger ihrer Mitglieder“ für sexuel-
len Missbrauch.

Der Text beginnt mit einer Erinne-
rung an jene vielen kirchlichen Mit-
glieder, die zum Schutz der Rechte
der Ausgegrenzten eingetreten wa-
ren. In weiterer Folge wird jedoch
aufgezeigt, dass einige ihrer Mit-
glieder Gewalt förderten, rechtfer-
tigten oder sogar segneten. Schon
seit dem Konkordat von 1887 sah
sich die Kirche auf Seiten der Kon-
servativen, der Antimodernisten,
und lehnte den Ökumenismus ab,
wenn es auch zuletzt einige Anzei-
chen der Öffnung gab. 

Seit dem 19. Jahrhundert machte
der Klerus eine Politik gegen die
liberale Partei, seit 1930 sogar
unter Inkaufnahme von Gewalt, mit
mehr als 200.000 Toten in den 50er
Jahren des vorigen Jahrhunderts.
Erst 1958 stimmte sie dem nationa-
len Pakt zwischen den Parteien für
die nächsten 16 Jahre zu. 

Während dieser Zeit gab es auch
Geistliche, die für die Gewalt eintra-
ten, um die Gesellschaft zu verän-
dern, und zwar sowohl zugunsten
der Konservativen als auch für die
sich dagegen auflehnende Seite.
Der dadurch entstandene ethische
Schaden für die Gesellschaft war
ungeheuerlich. „Für eine Einrich-
tung wie die Kirche, die eigentlich
im Dienst der Vermittlung grund-
sätzlicher Werte eines gesellschaft-
lichen Zusammenlebens stehen
sollte, gleichzeitig jedoch in krimi-
nelle Handlungen verwickelt war,
die den tiefsten Werten der evange-
lischen Tradition widersprechen,
Kreuzzüge auszulösen, um Kinder
Gottes, die anders denken, auszu-
löschen, ist es unabdingbar, vor der
Wahrheitskommission untersucht
zu werden.“

Das Dokument zielt darauf ab,
einen Schaden von der Kirche
abzuwenden, indem es gegen ei-
gene Mitglieder, die verantwortlich
für Gewalttaten waren, ermittelt, um
dadurch ein Eingeständnis der Ver-
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Verwicklungen der Kirche in die Gewalt in Kolumbien
von Herbert Peherstorfer

„Für mich als Menschenrechtsverteidiger bedeutet Frieden ein Ende der Gewalt. Aber das Ende der Gewalt ist
mehr als die Waffen verstummen zu lassen. Es braucht eine soziale Wende im Staat - bei Gesundheit,

Ausbildung, besserer Lebensqualität.”



antwortung zu erreichen. Dies auch
in Erinnerung an den Aufruf von
Papst Johannes Paul II. um Verge-
bung für alle Gräuel seit der Christi-
anisierung des Kontinents vor mehr
als 500 Jahren. „Wie könnte man
schweigen nach all den fortwähren-
den Formen der Gewalt auch im
Namen des Glaubens, den Reli-
gionskriegen, Inquisitionstribunalen
und anderen Menschenrechtsver-
letzungen.“

„Es ist nötig, dass auch die Kirche
im Licht des 2. Vatikanums aus
eigener Initiative die dunklen Sei-
ten ihrer Geschichte aufzeigt und
im Licht des Evangeliums analy-
siert, ohne dabei das moralische
Prestige der Kirche zu beschädi-
gen. Im Gegenteil, dies könnte
deren Zeugnis für ihre Aufrichtigkeit
verstärken, durch die Tapferkeit die
begangenen Fehler zu bekennen,
die auch in ihrem Namen began-
gen wurden.“

In diesem für Kolumbien und die
ganze Welt historischen Moment
fließen zwei bedeutende Begeben-
heiten für das Volk, das Frieden in
Gerechtigkeit auf Basis der Wahr-
heit sucht, zusammen: 

Das Pontifikat von Papst Franzis-
kus und die Friedensgespräche in
Havanna zwischen der kolumbiani-
schen Regierung und der FARC-
Guerilla sowie die Annäherung an
die ELN. Einerseits hatte Papst
Franziskus gemeint, dass die Reli-
gion in keiner Weise für die Recht-
fertigung irgendeiner Gewalt die-
nen dürfe, sondern sich als arme
Kirche für die Armen zu entwickeln
habe, um soziale Gerechtigkeit
herzustellen, auch dann, wenn dies
als „links“ bezeichnet werde. 

Andererseits war eines der bren-
nendsten Dinge bei den Gesprä-
chen in Havanna, das Thema der
Wahrheit und der Verantwortung
für die Gewalt, lägen sie bei Unter-
nehm_innen, Medien, Politik, Mili-
tärs, Guerilleros oder der Kirche,
die das Land jahrzehntelang aus-
bluten ließ. Die Kommission verein-
barte im Schlussdokument konkre-
te Möglichkeiten, die individuelle
und kollektive Verantwortung der
Kirchen wahrzunehmen. Mitglieder
der katholischen, aber auch der
anderen Kirchen oder Nichtgläubi-
ge sehen in diesen Geschehnis-
sen, die Verantwortung für die
Gewalt in Kolumbien wahrzuneh-

men, öffentlich Vergebung zu erbit-
ten und Wege zu suchen, die
dadurch verletzte Moral der Gesell-
schaft wiederherzustellen.  

Es gibt auch Zeugnisse, dass eini-
ge Bischöfe, Priester und Laien
sich wie Rufer in der Wüste klar
und dauerhaft der Verfolgung und
Gewalt widersetzten, ja selbst zu
Verfolgten wurden. Daher muss
anerkannt werden, dass die Gewalt
nicht der Kirche als solcher ange-
lastet werden dürfe, sondern deren
Repräsentanten, die das Wohler-
gehen für die Mehrheit der Men-
schen erst nach deren Tod in Aus-
sicht stellten. 

Als Beitrag für diese Wahrheit wer-
den wir in der Folge Texte und ent-
sprechende Fälle aufzeigen, in
denen die katholische Kirche direkt
im Zeichen wider den Liberalismus,
Sozialismus und Kommunismus in
parteiliche Gewalt verwickelt war
und auf Seiten der staatlichen
Gewalt, der Wirtschaftsinteressen,
des Militärs und der Paramilitärs
standen und intervenierten.  

Dies ist die Zusammenfassung der
Einleitung des Dokuments. Eine
Auswahl konkreter, darin beschrie-
bener Fälle folgt in der nächsten
Ausgabe des Spinnrads.

Übersetzung, redaktionelle Bear-
beitung und Zusammenfassung
des 100-seitigen Berichts durch
Herbert Peherstorfer

(1) Construyendo Paz en los Terri-
torios – Frieden in den Gebieten
schaffen

(2) Fuerzas Armadas Revoluciona-
rias de Colombia – Ejercito de Pue-
blo; Revolutionäre Streitkräfte
Kolumbiens - Volksarmee

(3) Ejército de la Liberación Nacio-
nal – nationale Befreiungsarmee

(4) Ejército Popular de Liberación -
Volksbefreiungsarmee
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„Frieden bedeutet in Ruhe in der Gemeinde zu leben und ehrlich zu sein.”



Am 8. und 9. April 2016 orga-
nisierten der Internationale
Versöhnungsbund, die Dia-

konie Katastrophenhilfe/Brot für die
Welt und das Centre for Nonviolent
Action (CNA) Sarajewo/Belgrad in
Wien anlässlich der Fotoausstel-
lung „Sjećanje na rat – rat sjećan-
ja“ eine Podiumsdiskussion, eine
Vernissage und einen Workshop
zum Thema Erinnerungskultur und
Friedensarbeit im Kontext der Krie-
ge im ehemaligen Jugoslawien in
den 1990er Jahren. 

Die Veranstaltung bildete gleich-
zeitig den Abschluss eines For-
schungs- und Dokumentationspro-
jekts von CNA zu Denkmälern des
Krieges in Bosnien und Herzegowi-
na, das von der Diakonie unter-
stützt wurde, wie den Auftakt für ein
neues, von der Austrian Develop-
ment Agency ko-finanziertes Pro-
jekt „Frieden aufbauen: Vertrauen –
Dialog – Zusammenarbeit“ (2016-
18) in bewährter Zusammenarbeit
der drei Partnerorganisationen. Die
Ergebnisse des Forschungspro-
jekts sind für Interessierte sowohl
auf der Webseite:

www.kulturasjecanja.org   
(in Englisch und BKS) sowie in
Buchform zugänglich.

Das Konzept des Projekts
„Denkmäler des Krieges in BiH

(seit 1991)“

Warum ist es wichtig, sich mit der
Vergangenheit und ihrer Aufarbei-
tung zu beschäftigen? Was können
Denkmäler und Erinnerungskultur –
von Seiten aller drei Kriegspartei
en – dazu beitragen, das Vergan-
gene zu verstehen und zu einem
dauerhaften Frieden und zu Ver-
söhnung zu gelangen? Wovor war-
nen sie und inwiefern sind sie
bedrohlich für andere? – Das sind
einige der Fragen, auf die die Mitar-
beiter_innen des Zentrums für

gewaltfreie Aktion mit dieser Aus-
stellung und der Publikation Ant-
worten geben wollen. Sie haben
dafür 85 Denkmäler aus allen Lan-
desteilen Bosniens ausgewählt,
fotografisch dokumentiert und
Informationen dazu gesammelt,
sowie die Ergebnisse mit ihrer bis-
herigen fünfzehnjährigen Arbeit
zum Thema Vergangenheitsbear-
beitung und Versöhnung in Verbin-
dung gesetzt. 

In ihrer Zusammenfassung kommt
Ivana Franović dabei zu einigen
Schlussfolgerungen:

� Eine Funktion von Monumen-
ten ist die Konstruktion von natio-
nalen Identitäten – „sie sagen uns,
wer wir sind“. Erinnerung ist ein Akt
der Zugehörigkeit, der Bestätigung
von Gemeinsamkeit.

� Die Denkmäler sagen in erster
Linie etwas darüber, wie viel wir
gelitten haben. Es scheint einen
Wettbewerb darüber zu geben, wer
mehr gelitten hat. Diese mythisch
überhöhte Rolle des eigenen
Opferseins macht uns gegenüber
den Leiden anderer unempfindlich,
vertieft den Konflikt und legitimiert
Gewalt und ihre Folgen. Solange
wir versuchen, sinnlose Gewalt zu
rechtfertigen, können wir kein Ver-
trauen und keinen nachhaltigen
Frieden aufbauen.

� Die Denkmäler in BiH enthüllen
die Erinnerungskulturen im Land
als einander entgegen gesetzt, ein-
seitig und ethnozentrisch und spie-
geln so die Spaltungen in der
Gesellschaft wider. Und das
bezieht sich nicht nur auf die Toten,
sondern vielleicht noch mehr auf
die Lebenden: Wenn wir noch nicht
gelitten haben, werden wir es
sicherlich müssen, denn die Denk-
mäler und die Narrative dahinter
erinnern uns an die Feinde, die
immer um uns sind.

� Nationalistische Politik gründet
darauf, andere zu Feinden zu
machen, sie und ihr Recht auf Iden-
tität zu negieren, ihre Leiden zu
ignorieren. So wird sie zur Bedro-
hung und schafft fruchtbaren Bo-
den für die Fortsetzung des Kon-
flikts mit anderen Mitteln, und so ist
es nur eine Frage der Zeit, wann
unverantwortliche Politiker_innen
uns in den nächsten Krieg führen
werden.

Wie kann eine Kultur der Erinne-
rung zur Versöhnung führen?

Im normalen bosnischen Diskurs
wird Versöhnung oft so verstanden,
dass es darum gehe, dass die
anderen sich als schuldig beken-
nen und deshalb ihr Verhalten
ändern sollen, oder dass eine Hal-
tung des „Lasst uns alle die Ver-
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Erinnerungen an den Krieg – Krieg der Erinnerungen
von Pete Hämmerle
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gangenheit vergessen und uns der
Zukunft zuwenden!“ vorherrsche.
Versöhnung kann nicht mit Verge-
bung gleichgesetzt werden, sie
kann auch nicht bedeuten zu ver-
gessen und sich mit Verbrechen
abzufinden bzw. sich mit kriminel-
len Taten zu „versöhnen“. Stattdes-
sen geht es darum zu erkennen,
dass Verbrechen auch Teil der
eigenen Geschichte und Gruppen-
identität sind, dass auch „unsere
Seite“ Grausamkeiten vollbracht
hat und dass es primär an uns
selbst liegt, uns von diesen zerstö-
rerischen Narrativen des Ethno-
Nationalismus zu befreien. Wir
müssen den Hass aufgeben, Ge-
rechtigkeit zu erreichen versuchen
ohne gleichzeitig Ungerechtigkeit
anderen gegenüber auszuüben.

Ein entscheidender erster Schritt
auf dem Weg zur Versöhnung
besteht darin, das Leiden der ande-
ren anzuerkennen und die eigene
Verantwortung dafür zu tragen.
Dafür ist in der Situation Bosnien-
Herzegowinas nicht so sehr politi-
scher Druck von außen notwendig
(das hat die letzten 20 Jahre nicht
wirklich funktioniert), es bedarf viel-
mehr eines Drucks von innen, von
Seiten engagierter Bürger_innen,
damit dies auch öffentlich sichtbar
gemacht wird. Ein Beispiel für die-
se Änderung wäre etwa, wenn
Denkmäler auch für die Opfer der
anderen errichtet würden. Dass
dies bis jetzt noch nicht möglich ist,
zeigen die dokumentierten beste-
henden Monumente, die quasi als
„Zeitzeugen“ die vorherrschenden
Narrative widerspiegeln und so
nicht einfach ignoriert werden kön-
nen, sondern für die Zukunft als
Warnung dienen könnten, die Wür-
de der anderen nicht zu negieren,
sondern sie wieder herzustellen
und so die Geschichte nicht noch-
mals zu wiederholen. Dass ein sol-
cher Ansatz möglich ist, zeigt die
langjährige Erfahrung von CNA in
ihrer Arbeit mit Kriegsveteranen,
die z.B. gemeinsam Stätten von
Kriegsverbrechen und Massakern

sowie Gedenkfeiern besuchen und
so den Opfern der Gewalt auf allen
Seiten ihren Respekt erweisen. Auf
dem Weg zu einer Erinnerungskul-
tur als Beitrag zur Versöhnung
kommt es also darauf an, sich um
sich selbst und um die anderen zu
kümmern, Empathie mit dem Lei-
den aller zu entwickeln und so
dahin zu gelangen, dass es „nie
wieder“ zu solch sinnlosem Leiden
durch Gewalt kommen möge,
wobei nicht nur begangenes Un-
recht, sondern auch die Akte des
Widerstandes gegen Krieg und
Gewalt und der Zivilcourage
erinnert werden sollten.

Die Veranstaltung 
am 8. und 9. April

Diese Zugänge zur Erinnerungs-
und Versöhnungsarbeit wurden bei
der Podiumsdiskussion unter Lei-
tung von Ajla Lubić (SADI) von den
beiden Vertreter_innen des Zen-
trums für gewaltfreie Aktion, Ne-
džad Horozović und Ivana Frano-
vić, präsentiert. Aber nicht nur die
bosnische Kriegsvergangenheit,
sondern auch die österreichische
Aufarbeitung der Nazizeit und des
2. Weltkriegs wurden von Robert
Streibel (Historiker und Publizist
aus Krems/Wien) thematisiert. Eini-
ge Zusammenhänge zwischen der
Situation im 2. Weltkrieg, den Bal-
kankriegen und der gegenwärtigen
Situation von Kriegsflüchtlingen in
Europa brachte Jasmina Haračić
zur Sprache, die beim Österreichi-
schen Roten Kreuz für den Such-
dienst (von Vermissten seit 1945)
und die Familienzusammenführung
(von aktuellen Flüchtlingen) zu-
ständig ist. Als Gastgeber für den
Versöhnungsbund-Österreich ver-
suchte Pete Hämmerle einige Lek-
tionen aus der Vergangenheit mit
ihren Kriegen und der Entstehung
von Gewalt für die heutige Zeit zu
ziehen.

Einen Höhepunkt der Vernissage
zur Fotoausstellung bildete die
musikalische Umrahmung des
Abends durch „AzRaH unplugged“

(Azra Halilović & Band), die einige
Lieder für Frieden und gegen den
Krieg aus dem ehemaligen Jugo-
slawien zum Besten gaben, was
sowohl bei den Teilnehmer_innen
aus der „Diaspora“ wie bei den
österreichischen Besucher_innen
auf große Begeisterung stieß. Die
Ausstellung mit 30 ausgewählten
Fotos von Monumenten aus Bos-
nien und Herzegowina war noch
bis 27. April im Albert Schweitzer-
haus zu sehen und kann auch
weiterhin beim Versöhnungsbund
ausgeborgt werden. Im Herbst und
Winter 2016/17 wird die Fotoaus-
stellung u.a. in Sarajewo, Mostar,
Banja Luka, Bihac und Belgrad zu
sehen sein.

Am 9. April leiteten Ivana Franović
und Nedžad Horozović dann noch
einen vierstündigen Workshop zum
Thema „Krieg der Erinnerungen
und Versöhnung“ für rund 15 Inter-
essierte, die in der praktischen
Friedens- und Konfliktarbeit in ver-
schiedenen Zusammenhängen
tätig sind und sich mit den Arbeits-
methoden von CNA vertraut
machen wollten. Dabei kamen eini-
ge praktische Übungen aus dem
Handbuch „Reconciliation?! Trai-
ning Handbook for Dealing with the
Past“ („Pomirenje?!“) zur Anwen-
dung, sodass die Teilnehmer_innen
einen tieferen Einblick in die Frie-
densarbeit des Zentrums gewinnen
und Anregungen für die eigene
Praxis mit nach Hause nehmen
konnten. Die Zusammenarbeit zwi-
schen Versöhnungsbund, Diakonie
Austria und CNA wird auch in den
nächsten Jahren fortgesetzt, u.a.
steht im Jahr 2017 eine Studienrei-
se auf den Westbalkan und 2018
eine internationale Konferenz zum
Thema Versöhnung auf dem Pro-
gramm.

CCNNAA



Mit vielen Tausenden für
Frieden in Gerechtigkeit
engagierten Menschen

wissen wir uns heute verbunden.
Wir wollen die Bibeltexte dieses
Sonntags befragen, worin unser
eigener bescheidener, aber uner-
lässlicher Beitrag  zu diesem welt-
weiten Friedens-Netz bestehen
kann.

In der 1. Lesung* erkennen wir die
Forderung, die Wirklichkeit unse-
rer Zeit anzusehen und diese
Wahrheit zu bezeugen. Im 8. Jh.
vor Christus wird der Prophet Amos
in das Nordreich Israels gesandt,
um das dort herrschende schwere
Unrecht anzuprangern. Die oberen
Schichten entwürdigen die Men-
schen niederer Herkunft, sie bre-
chen das „Gottesrecht“. Deshalb
muss er um ihre Umkehr ringen.
Ähnlich wie sein Zeitgenosse Jesa-
ja wird auch Amos  angesichts die-
ser ungeheuerlichen Aufgabe Gott
widersprochen und gesagt haben:
„Ich kann nicht sprechen, ich bin ja
nur ein sündiger Mensch.“ Da
berührte ein Serafim seine Lippen
mit einer glühenden Kohle und sei-
ne Schuld wurde getilgt. Und Gott
fragte: Wen soll ich senden? Ich
antwortete: „Hier bin ich. Sende
mich“ (Jes.6,1-8)

Wie diese Propheten müssen auch
wir unser Gewissen der Wirklich-
keit, dem ungeheuren Unrecht un-
serer Zeit öffnen und dagegen klar
Stellung beziehen: so z.B. die bru-
talen Machtkämpfe um die Res-
sourcen der Erde, die Milliarden-
ausgaben für Rüstung, die Millio-
nen Menschen in Armut,  Abhän-
gigkeit oder Flucht treiben, den
Waffenhandel – auch den österrei-
chischen – , der die Kriege in Nah-
ost und Afrika ermöglicht, die Gier,
die die Umwelt ausbeutet und zer-
stört oder politische Manipulation
von Religion. Und bei uns selbst:

populistische Verzerrung der Wirk-
lichkeit, ausgrenzender Nationa-
lismus, Aushöhlung der Menschen-
rechte durch Schüren von Angst,
um nur einiges zu nennen.

Wie Amos oder Jesaja fühlen auch
wir uns oft ohnmächtig, kraftlos
gegenüber dieser Situation. Resig-
nation, Rückzug werden uns zur
Versuchung. Wir fühlen uns müde
und schwach. Doch gerade heute
wollen wir den Appell Gottes zum
Bezeugen der Wahrheit neu
hören. Denn durch unsere Taufe
auf Jesus Christus sind wir zu pro-
phetischem Zeugnis berufen, durch
unsere Firmung ist uns die Kraft
des Geistes Gottes für jeden Tag
zugesagt. Und deshalb wollen wir
bekräftigen: Hier bin ich, Herr, sen-
de mich! Wir wollen für Wahr-
heit, Gerechtigkeit, Menschenwür-
de und Frieden eintreten, dort, wo
wir die Möglichkeit haben: in der
Familie, unter Freund_innen,
Bekannten, im Beruf, in den sozia-
len Medien, in der Öffentlichkeit
und durch unser Gebet. Wir wis-
sen, dass unser Land vor einer
Richtung gebenden Entscheidung
steht und dass jeder und jede dafür
Mitverantwortung trägt.

Wir sind uns bewusst, dass das
Bezeugen der Wahrheit auch in
unserer Zeit Konsequenzen hat;
denn wir widerstehen den Mächten
der Un-Menschlichkeit. Mit Amos
und Jesus von Nazareth wollen wir
diese Schwierigkeiten, das Kreuz,
auf uns nehmen. Die 2. Lesung und
das Evangelium werden uns helfen
zu erkennen, wie dieses für Leben
in Würde für ALLE auf uns genom-
mene Kreuz den Weg zu Befreiung
und Frieden zu öffnen vermag. 

Die 2. Lesung* und der Text aus
der Bergpredigt führen uns über
die Verantwortung zur Verurteilung
des Unrechts hinaus auf den Weg
zu schöpferischem Dienst am Frie-

den durch Gewaltfreiheit, zu Schrit-
ten, die Neues gestalten, die das
Unrecht an seiner Wurzel im Ge-
wissen des Menschen angreifen.
Sie gründen auf einer radikal neu-
en Sicht des Menschen, die die
tödliche Spirale von Gewalt und
Vergeltung durchbricht. 

Schoni bei Jesaja wird in den Got-
tesknechtliedern aufgezeigt, wie
die Kraft des Guten, eine Liebe, die
sich für den Andern, für den Geg-
ner hinschenkt, Frieden und Befrei-
ung bewirken. Karl Jaspers stellte
fest, wie in dieser Menschheitspe-
riode (zwischen 800 und 200
v.Chr.) unabhängig von einander
geistige Aufbrüche in die Richtung
Menschenrechte, Gewaltfreiheit,
Friedenschaffen wirksam wurden,
aus denen große, bis heute ein-
flussreiche Weltreligionen hervor-
gingen: Ahimsa – nicht töten, nicht
verletzen in Indien, ergänzt durch
Buddhas Wohlwollen gegenüber
allem Lebendigen, das Yen des
Konfuzius– elementare Mitmensch-
lichkeit und Menschenliebe, wie
das Tao von Laotse – das Gutsein
als höchste Wirkkraft im Reich der
Ideen. Sie alle markieren Auswege
aus einem durch Opfer und Gewalt
geprägten Leben (vgl. Georg Baud-
ler, Töten oder Lieben, S.106/107).

In der 2. Lesung aus dem Brief an
Timotheus* geht es um die Sicht
des Menschen. Paulus durchbricht
den Blick, der ausschließlich auf
die gerichtet ist, die so sind wie wir,
der ausgrenzt. Er reißt den Hori-
zont auf im Gebet für ALLE Men-
schen und bezeichnet Jesus Chri-
stus als den Menschen schlecht-
hin: Als den, der alle ausnahmslos
achtet und liebt: die Freunde und
die Gegner, die Nahen und die
Fernen, Frauen und Männer, die
Mächtigen aller Art. Dieser Mensch
Jesus verurteilt das Unrecht kom-
promisslos. Doch er glaubt an den
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Predigt zum Weltfriedenstag 2016
von Hildegard Goss-Mayr



Menschen, dem Gott innewohnt,
an jeden Menschen, an seine
Fähigkeit um-zu-denken und mitzu-
wirken am Aufbau einer gerechte-
ren und versöhnten Gesellschaft.
Er liebt uns Menschen bis zur letz-
ten Konsequenz. Der jüdische
Philosoph Emmanuel Levinas, des-
sen Familie im Holocaust vernichtet
wurde, spricht es so aus: Wenn ein
Mensch mich anblickt, bin ich für
ihn verantwortlich (Ethique et Infi-
ni). Das Leben des Menschen ist
heilig und unantastbar.

Sind wir davon wirklich überzeugt?
Existieren nicht in der Tiefe unse-
res Herzens Vorurteile: Das ist ein
Roter, ein Blauer, eine Schwarze,
ein Banker, ein Waffenhändler, eine
Mitläuferin, ein Islamist: Und wir
schreiben sie ab, unnütz sie anzu-
sprechen. Mein Wunsch ist, dass
am Tag des Weltfriedens in mir, in
uns, das Vertrauen auf die Mensch-
lichkeit jedes Menschen neu zu
Gewissheit werde.

In der Textstelle des Evangeliums
aus der Bergpredigt* öffnet sich
die Antwort auf unsere Frage: wie
kann ein entschiedener Einsatz, ein
Kampf um mehr Achtung, um mehr
Gerechtigkeit, mit der Unantastbar-
keit jedes Menschenlebens verbun-
den werden? Denn ein gutes Ziel
kann nur durch gute Mittel, d.h.
durch Mittel, die nicht erniedrigen,
verletzen oder töten, errungen wer-
den. Das Beispiel vom Hinhalten
der anderen Wange berichtet aus
der Praxis der Zeit Jesu - Meister
straften Untergebene durch Schla-
gen mit dem rechten Handrücken
auf die rechte Wange – macht eine
doppelte Befreiung sichtbar. Ein-
mal die Befreiung der Opfer: sie
brechen aus aus der Passivität,
aus der Unterwerfung, die das
bestehende Unrecht stützt, und lei-
sten Widerstand aus der Kraft der
Wahrheit, der Gewaltfreiheit. Die-
ser Widerstand durchbricht die Spi-
rale der Gewalt. Sein Ziel ist nicht
Sieg, Unterwerfung des Gegners,
sondern ihn aus seiner Verstri-

ckung in das Böse zu befreien.
Jesus wird vor dem Hohen Rat
von einem Diener auf diese Wei-
se geschlagen. Er fragt: Warum
schlägst du mich, habe ich Unrecht
getan, beweise es, warum folgst du
einem ungerechten Befehl? Werde
ein neuer Mensch. Es geht darum,
die Gegner zu erreichen, eine
Brücke zu ihnen zu bauen, ihre
Wahrheit anhören, den Dialog auf-
nehmen, gemeinsam an der Be-
wältigung des Unrechts oder Kon-
fliktes zu arbeiten. So eröffnet sich
die Möglichkeit  Unrecht zu min-
dern und Versöhnungsschritte an-
zubahnen. Das ist unsere Waffe:
der Einsatz der befreienden Kraft
der Gewaltlosigkeit, der Wahrheit,
der Gerechtigkeit, der Liebe mit der
Bereitschaft, die Konsequenzen
dieses Handelns freiwillig und
bewusst auf uns zu nehmen. So
kann Neues wachsen in Versöhnt-
heit von Mensch zu Mensch, in
Familien und Gemeinschaften, im
sozialen und politischen Bereich –
und in unserer Kirche.

Diese befreiende und Frieden
schaffende Kraft ist lebendig in
unserer Welt. Ungezählte bilden
ein Friedensnetz und kämpfen um
Leben in Würde für alle. Wir sind
ihnen geschwisterlich verbunden:

� Haben nicht viele Tausende in
unserem Land freiwillig oder beruf-
lich Flüchtlinge in Solidarität unter-
stützt, betreut, aufgenommen? Ärz-
te, Sozialarbeiter_innen, Lehrer
_innen, Psycholog_innen, Kinder-
gärtner_innen, Pat_innen? Freiwil-
lige setzen sich auch heute dafür
ein, dass Integration unter Achtung
der Verschiedenheit gelingen kann,
dass langsam bei uns und in Euro-
pa - wie schon öfter in unserer
Geschichte - sich eine neue Kultur
entfalten kann.

� Hat nicht in diesem Sinn der
junge Journalist Antoine Leiris,
dessen Frau am 17. November
2015 im Musikclub Bataclan in
Paris ermordet wurde, vor der Welt
bezeugt: „Meinen Hass bekommt

ihr nicht“? Die Botschaft ging um
die Welt, von Millionen mit-getra-
gen bis heute.

� Besuchten nicht in Italien im
Juli dieses Jahres nach der Ermor-
dung eines Priesters in Frankreich
15.000 Muslime spontan katholi-
sche Kirchen, um ihrer Trauer Aus-
druck zu verleihen? Sie verurteilten
Gewalt ohne Abstriche.

� Setzen sich nicht Hunderttau-
sende beharrlich gegen die neu
wachsende Rüstung und den Waf-
fenhandel – auch den österreichi-
schen -  ein, die jene Milliarden ver-
schlingen, die zur Überwindung
von Hunger und Armut und zur
Beendigung der Kriege erforderlich
sind?

� Kämpfen nicht viele gegen die
Ausbeutung von Ackerboden, Was-
ser und Bodenschätzen durch
Großunternehmen, die der einhei-
mischen Bevölkerung die Lebens-
grundlage rauben? 

� Nehmen nicht viele Tausende
in aller Welt ihre Verantwortung
wahr, sich Menschenrechtsverlet-
zungen, populistischer Manipula-
tion, Missbrauch von Religion für
Machtansprüche zu widersetzen
und nehmen dafür Opfer und Leid
auf sich?

� Stärken nicht Ordensleute aller
Religionen sowie unzählige alte
Menschen durch ihr Gebet die
geistigen Kräfte, die die Hoffnung
und Beharrlichkeit der Friedensen-
gagierten stützen?

Alle dieses weltumspannenden
Friedensnetzes wollen wir in der
Eucharistiefeier vor Gott tragen
und dafür danken, mit der Kraft der
Gewaltfreiheit des Evangeliums zu
Mitgestalter_innen seines Reiches
der Gerechtigkeit und Liebe in der
Welt berufen zu sein.

Predigt gehalten am 18. 9. 2016 in
der Donau-City-Kirche, Wien

*1.Lesung Amos 8,4-7, 2. Lesung
1Tim. 2,1-8, Ev.: Mt. 5,38-42
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Stellen wir nüchtern fest: tragi-
scherweise ist die institutio-
nalisierte Religion, deren

Grund fürs Dasein der Dienst an
der Sache der Brüderlichkeit und
des Friedens ist, allzu oft eines der
gewaltigsten Hindernisse auf dem
Weg zur Gewaltfreiheit. 

„Sowohl das Problem als auch die
sich daraus ergebenden Umstände
zwingen uns, offen zu sprechen.“
Mit diesen Worten wendet sich das
oberste Gremium der Bahá’í-Reli-
gion in einem offenen Brief(1) an die
religiösen Führer(2) der Welt, und
führt aus: 

„Mit jedem neuen Tag wächst die
Gefahr, dass die auflodernden Feu-
er religiöser Vorurteile einen Welt-
brand entfachen, dessen Folgen
sich niemand ausmalen kann. Eine
solche Gefahr können die Regie-
rungen nicht ohne Hilfe überwin-
den. Auch sollten wir uns nicht vor-
machen, dass bloße Aufrufe zu
gegenseitiger Toleranz Feindselig-
keiten auslöschen können, die für

sich beanspruchen, Gottes Segen
zu besitzen. Die Krise erfordert von
den Führern der Religionen einen
Bruch mit der Vergangenheit.“

Im Folgenden werden zusammen-
fassend Auszüge aus diesem Brief
angeführt, der die Bahá’í-Perspek-
tive zum Thema Religion und
Gewaltfreiheit darlegt. 

Feststellung: Bestimmte Vorur-
teile, z.B. in Bezug auf Rasse,
Geschlecht und Nation, haben
auf der Ebene der globalen
Diskussion an Geltungsan-
spruch verloren 

„Das bleibende Vermächtnis des
zwanzigsten Jahrhunderts besteht
darin, dass es die Völker der Welt
dazu zwang, sich als die Glieder
einer einzigen Menschheit zu
sehen, und die Erde als gemeinsa-
me Heimat dieser einen Mensch-
heit. Trotz andauernder Gewalt und
Konflikte, die den Horizont verdun-
keln, lassen Vorurteile, die einst
dem Wesen der Gattung Mensch
angeboren schienen, allerorts

nach. Mit ihnen fallen auch Barrie-
ren, die die Menschheitsfamilie lan-
ge Zeit in ein Babel isolierter Iden-
titäten kulturellen, ethnischen oder
nationalen Ursprungs spalteten.“

„Besonders deutlich wird diese Ent-
wicklung, wenn man überlegt, was
auf einigen bestimmten Gebieten
erreicht wurde. In der Vergangen-
heit wurden Frauen, abgesehen
von vereinzelten Ausnahmen, als
minderwertig angesehen; Aber-
glaube schränkte sie in ihrem
Wesen ein; ihnen wurde jede
Chance versagt, die Möglichkeiten
des menschlichen Geistes auszu-
drücken; sie wurden dazu degra-
diert, den Bedürfnissen der Männer
zu dienen. Natürlich gibt es Gesell-
schaften, in denen immer noch sol-
che Zustände herrschen und sogar
fanatisch verteidigt werden. Auf der
Ebene der globalen Diskussion
jedoch hat die Idee der Gleichbe-
rechtigung der Geschlechter inzwi-
schen praktisch die Macht eines
allgemein anerkannten Prinzips
erlangt.“
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Religion und Gewalt(freiheit): eine Bahá’í-Perspektive
von Neda Forghani

Bahá’í-Tempel (Mashriqu’l-Adhkár) in Wilmette bei Chicago (USA)



„Die belagerten Bataillone des
Nationalismus sehen sich einem
ähnlichen Schicksal gegenüber. Mit
jeder überstandenen Krise in den
Angelegenheiten der Welt wird es
für den Bürger leichter, zwischen
einer Vaterlandsliebe, die das Le-
ben bereichert, und der Aufwiege-
lung durch Hetzreden, die Hass auf
andere und Angst vor ihnen provo-
zieren wollen, zu unterscheiden.“

„Rassische und ethnische Vorurtei-
le wurden von historischen Prozes-
sen, die keine Geduld mehr für der-
artige Anmaßungen aufbringen,
ebenso abgetan. Hier grenzte man
sich besonders entschlossen von
der Vergangenheit ab. Durch seine
Verknüpfung mit den Schrecken
des zwanzigsten Jahrhunderts ist
Rassismus heute derart negativ
belegt, dass er gewissermaßen
den Charakter einer geistigen
Krankheit angenommen hat. Ob-
wohl rassische Vorurteile als ge-
sellschaftliche Einstellung noch in
vielen Teilen der Welt überleben -
und einem erheblichen Teil der
Menschheit das Leben vergällen -
werden sie heute im Prinzip so uni-
versell verurteilt, dass keine Grup-
pe sich mehr unbesorgt erlauben
kann, damit identifiziert zu werden.“

„Nicht dass eine dunkle Vergan-
genheit ausgelöscht und eine neue
Welt des Lichts plötzlich geboren
wäre. Unzählige Menschen müs-
sen noch immer die Auswirkungen
tief verwurzelter Vorurteile hinsicht-
lich der Volkszugehörigkeit, des
Geschlechts, der Nation, Kaste
oder Klasse ertragen. Alles deutet
darauf hin, dass solches Unrecht
noch lange weiter bestehen wird,
da die Institutionen und Maßstäbe,
die die Menschheit gerade entwi-
ckelt, nur langsam die Kraft gewin-
nen, eine neue Ordnung der Bezie-
hungen aufzubauen und das Leid
der Unterdrückten zu lindern. Aber
es wurde eine Schwelle überschrit-
ten, von der umzukehren es keine
glaubwürdige Möglichkeit mehr
gibt. Fundamentale Prinzipien sind
erkannt und artikuliert, ihnen ist viel
öffentliche Aufmerksamkeit zuteil
geworden und sie verankern sich
immer fester in Institutionen, die in
der Lage sind, sie durchzusetzen.

So langwierig und schmerzvoll der
Kampf auch ist, es gibt keinen
Zweifel daran, dass in seiner Folge
die Beziehungen zwischen allen
Völkern an der Basis revolutioniert
werden.“

Feststellung: Eine ähnliche Ent-
wicklung in Bezug auf religiöse
Vorurteile ist noch fällig 

„Eine so grundsätzliche Neuorien-
tierung scheinen die meisten reli-
giösen Führungsinstanzen nicht
vornehmen zu können. Andere Tei-
le der Gesellschaft nehmen die
Implikationen der Einheit der
Menschheit mit offenen Armen auf,
nicht nur als unausweichlichen
nächsten Schritt im Voranschreiten
der Zivilisation, sondern als Erfül-
lung jeglicher partikularer Identitä-
ten, die das Menschengeschlecht
zu diesem entscheidenden Mo-
ment in unserer gemeinsamen
Geschichte mitbringt. Die religiösen
Institutionen stehen größtenteils
jedoch wie gelähmt an der Schwel-
le der Zukunft, gefangen in eben
den Dogmen und Ausschließlich-
keitsansprüchen, die Ursache für
einige der bittersten Kämpfe waren,
welche die Bewohner der Erde ent-
zweiten. (...) Zweifellos ist es nicht
nötig, hier detailliert auf die Schre-
cken einzugehen, die heute un-
glückliche Völker heimsuchen als
Folge fanatischer Ausbrüche, die
dem Namen der Religion Schande
machen. Auch ist dies kein neues
Phänomen.“
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Lotustempel: Bahá’í-Tempel (Mashriqu’l-Adhkár) in Neu Delhi 



„Zu dieser Aufzählung gehört noch
ein Verrat am menschlichen Geist.
(...) Gefangen in der ständigen
Beschäftigung mit Angelegenhei-
ten, die menschliche Energien zer-
streuen und verpuffen lassen,
haben religiöse Institutionen allzu
oft die Menschen davon abgehal-
ten, die Wirklichkeit zu erforschen
und von all den intellektuellen
Fähigkeiten Gebrauch zu machen,
durch die die Menschheit sich aus-
zeichnet. Die Verurteilung von
Materialismus und Terrorismus ist
bei der Bewältigung der gegenwär-
tigen moralischen Krise keine ech-
te Hilfe, wenn sie nicht zuallererst
darauf eingeht, dass die religiösen
Institutionen ihrer Verantwortung
nicht nachgekommen sind und die
gläubigen Massen diesen Einflüs-
sen schutzlos ausgeliefert haben.“

„So schmerzlich solche Überlegun-
gen auch sein mögen, sie sind
weniger ein Armutszeugnis für reli-
giöse Institutionen als eine Erinne-
rung an die einzigartige Kraft, für
die Religion steht. Religion reicht,
wie wir uns alle bewusst sind, bis
an die Wurzeln der Motivation. Wo
sie dem Geist und dem Beispiel der

transzendenten Gestalten, die der
Welt ihre großen Glaubenssysteme
brachten, treu war, hat sie in gan-
zen Völkern die Fähigkeit geweckt
zu lieben, zu vergeben, Neues zu
schaffen, Großartiges zu wagen,
Vorurteile zu überwinden, für das
Gemeinwohl Opfer zu bringen und
die Impulse niederer Instinkte zu
zügeln. Ohne Frage ist die prägen-
de Kraft bei der Zivilisierung der
menschlichen Natur seit jeher der
Einfluss der aufeinanderfolgenden
Manifestationen des Göttlichen, der
bis zu den Anfängen der Ge-
schichtsschreibung zurückreicht.“

„Wie die Kulturgeschichte zeigt, ist
die Religion imstande, die Struktur
sozialer Beziehungen wesentlich
zu beeinflussen. Tatsächlich würde
einem wohl kaum ein bedeutender
zivilisatorischer Fortschritt in den
Sinn kommen, der seine morali-
sche Triebkraft nicht aus dieser
ewigen Quelle gewonnen hätte. Ist
es also denkbar, dass das Errei-
chen des Gipfels im Jahrtausende
währenden Prozess der Organisa-
tion des Planeten in einem geisti-
gen Vakuum gelingen kann?“
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„Das größte Bedürfnis der Menschkeit ist Kooperation und Gegenseitigkeit” - ‘Abdu’l-Bahá

Zum Weiterlesen

Bahá’í glauben, dass die wichtig-
ste Voraussetzung für den Fort-
schritt der Menschheit eine verei-
nende Vision von der Zukunft der
Gesellschaft sowie von Wesen
und Sinn des Lebens ist. Diese
Vision bietet Bahá’u’lláh in seinen
Schriften. Die zentralen Glau-
benspunkte des Bahá’í-Glaubens
sowie einige Tätigkeitsbereiche
der Bahá’í und deren Engage-
ment, das Prinzip der „Einheit der
Menschheit“ im Alltag zu leben
und sichtbar zu machen (z.B. die
praktische Umsetzung in der Kin-
dererziehung, Jugendarbeit, Fa-
milienleben, Gemeindebildung,
Entscheidungsfindung und Kon-
fliktlösung) sind u.a. der Website
der österreichischen Bahá’í-
Gemeinde:
http://at.bahai.org, 

der deutschen Bahá’í-Gemeinde
http://www.bahai.de, 

der Schweizer Bahá’í-Gemeinde
http:// www.bahai.ch/de/

und der Webseite der Internatio-
nalen Bahá’í-Gemeinde
www.bahai.org zu entnehmen.
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Ein Appell, Ansprüche auf Aus-
schließlichkeit und Endgültigkeit
aufzugeben

„Was das heute bedeutet, fasst
Bahá’u’lláh in folgenden Worten
zusammen, die vor über einem
Jahrhundert geschrieben und
inzwischen weit verbreitet wurden:

Ohne Zweifel verdanken die Völker
der Welt, welcher Rasse oder Reli-
gion sie auch angehören, ihre
Erleuchtung derselben himmli-
schen Quelle. Sie sind einem einzi-
gen Gott untertan. Unterschiede
der Regeln und Riten, denen sie
folgen, müssen den wechselnden
Erfordernissen und Bedürfnissen
der Zeitalter zugeschrieben wer-
den, in denen sie offenbart wurden.
Alle bis auf wenige, die aus
menschlichen Launen entstanden,
wurden von Gott verfügt und sind
eine Widerspiegelung Seines Wil-
lens und Zieles. Erhebt euch und
schlagt, bewaffnet mit der Kraft des
Glaubens, die Götzen eures leeren
Wahns in Stücke, die Zwietracht
unter euch säen. Haltet euch an
das, was euch zusammenführt und
eint.

Ein solcher Appell fordert nicht
dazu auf, den Glauben an die
grundlegenden Wahrheiten irgend-
eines der großen Glaubenssyste-
me der Welt aufzugeben. Ganz im
Gegenteil. Glaube befiehlt sich
selbst und rechtfertigt sich selbst.
Was andere glauben—oder nicht
glauben—kann keine Autorität
haben für irgendein persönliches
Gewissen, das diesen Namen ver-
dient. Wozu die hier wiedergege-
benen Worte unmissverständlich
drängen ist, all jene Ansprüche auf
Ausschließlichkeit oder Endgültig-
keit aufzugeben, die mehr als alles
andere Einigungsimpulse zunichte
machen und Hass und Gewalt
schüren.“

„Auf genau diese historische Her-
ausforderung, so glauben wir, müs-
sen die Führer der Religionen ant-
worten, wenn religiöse Führung in

der globalen Gesellschaft Bedeu-
tung haben soll. Ganz offensichtlich
erkennt eine wachsende Zahl von
Menschen mittlerweile, dass die
allen Religionen zugrunde liegende
Wahrheit dem Wesen nach diesel-
be ist. Diese Erkenntnis entsteht
nicht als Ergebnis theologischer
Dispute, sondern als intuitives
Bewusstsein, das den immer um-
fangreicheren Erfahrungen mit den
anderen und der dämmernden
Anerkennung der Einheit der
Menschheitsfamilie erwächst.“

„Wenn religiöse Führung sich der
Herausforderung, die diese Ein-
sicht bedeutet, stellen will, so muss
sie damit beginnen, Religion und
Wissenschaft als zwei unentbehrli-
che Wissenssysteme anzuerken-
nen, durch die sich die Möglichkei-
ten des Bewusstseins entfalten. Sie
widersprechen sich nicht, im
Gegenteil: diese fundamentalen
Mittel, mit denen der Geist die
Wirklichkeit erforscht, hängen von-
einander ab und waren höchst pro-
duktiv in den seltenen, aber glück-
lichen Epochen der Geschichte, in
denen ihr komplementäres Wesen
erkannt wurde und sie zusammen-
arbeiten konnten. Die Einsichten
und Fähigkeiten, die wissenschaft-
licher Fortschritt hervorbringt, wer-
den stets Führung durch geistige
und moralische Verantwortung
suchen müssen; religiöse Überzeu-
gungen, wie sehr auch das Herz an
ihnen hängen mag, müssen sich
bereitwillig und dankbar unvorein-
genommener Überprüfung durch
wissenschaftliche Methoden unter-
ziehen.“

Schlusswort: Friede, Sicherheit
und Gewaltfreiheit brauchen die
Anerkennung der Einheit der
Menschheit

„Wenn Beeinflussung in Gewis-
sensangelegenheiten überhaupt
gerechtfertigt werden kann, dann
nur wenn sie dem Wohlergehen der
Menschheit dient. An diesem größ-
ten Wendepunkt in der Geschichte
der Zivilisation könnte nicht klarer

sein, was solcher Dienst verlangt.
‚Die Wohlfahrt der Menschheit,’
drängt Bahá’u’lláh, ‚ihr Friede und
ihre Sicherheit sind unerreichbar,
ehe nicht ihre Einheit fest begrün-
det ist’.”

(1) Der Gesamttext der Stellung-
nahme mit dem Titel „An die reli-
giösen Führer der Welt“ ist unter
anderem auf der Website der
Bahá’í-Gemeinde Schweiz unter
http://www.bahai.ch/de/the-bahai-
faith/statements/ zu finden.

(2) Alle aus dem Englischen über-
setzten Aussagen bzw. Bezeich-
nungen in diesem Dokument sind
als geschlechtsneutral zu verste-
hen. 

Quelle aller Bilder im Artikel:
http://www.bahai.org

Neda Forghani-Arani, langjährige
Vertreterin der Internationalen
Bahá’í-Gemeinde bei den Verein-
ten Nationen in Wien, ist Senior
Lecturer am Zentrum für LehrerIn-
nenbildung der Universität Wien
und befasst sich in der Lehre und
Forschung unter anderem mit inter-
kultureller Bildung und Globalem
Lernen. 
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